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Präsidenten des Sächsischen Landtages
Herrn Dr. Matthias Rößler
Bern hard-von-Li ndena u-Platz 1

01067 Dresden

Kleine Anfrage der Abgeordneten Marco Böhme und Dr. Jana Pinka,
Fraktion DIE LINKE
Drs.-Nr.: 6/5499
Thema:Abstimmungsverhalten Sachsens bei der Umweltminister-

konferenz vom 16. und 17. Juni 2016

Sehr geehrter Herr Präsident,

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt: ,,Am 17. Juni 2016
tagte in Berlin die 87. Umweltministerkonferenz (UMK) von Bund und
Ländern. Laut Sächsischem Staatsministerium für Umwelt und Land-
wirtschaft nahm auch Staatsminister Thomas Schmidt an dem Treffen
teil. Laut Medienberichten (siehe Süddeutsche Zeit vom 18.06.20f 6)
forderten die Umweltminister die Bundesregierung unter anderem
dazu auf, einen Zeitplan für den Ausstieg aus der Braunkohlenutzung
vozulegen und dabei insbesondere die Versorgungssicherheit, die
Entwicklung der Energiepreise sowie Auswirkungen auf Wirtschafts-
standorte und Arbeitsplätze zu berücksichtigen. Weiteren Themen
waren laut Medienberichten Maßnahmen zur Bekämpfung der
Gefahren durch Extremwetterereignisse, Maßnahmen zut Verrin-
gerung der Kaffeebecherverschwendung, Maßnahmen gegen
Lebensmittelverschwendung, Positionierungen zu den Auswirkungen
von TTIP und GETA, Maßnahmen zum Ausbau des Deutschen Wetter-
dienstes, die Einigung zur Regelung der sogenannten blauen Plakette
als Abgasnorm im Straßenverkehr und vieles weitere.

Zum Zeitpunkt der Fragestellung ist auf der lnternetseite der Umwelt-
m inisterkonferenz keine Pressemeldu ng oder Verhand lungsergebnis-
se dokumentiert. Ebenso war der Termin der besagten UMK nicht
veröffentlicht."

Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich
die Kleine Anfrage wie folgt:
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Vorbemerkunq:
Am 17 . Juni 2016 tagte in Berlin die 86. UMK. Sobald die Termine der UMK feststehen,
werden diese auf der UMK-Homepage unter ,,Aktuelles" veröffentlicht
(https://www.umweltministerkonferenz.de/Aktuelles.html). Das Ergebnisprotokoll wird
erst nach Ablauf des Korrekturlaufes auf die UMK-Homepage eingestellt
(https://www.umweltministerkonferenz.de/Dokumente-UMK-Dokumente.html).

Frage 1: Welche Themen wurden von den Umweltministern von Bund und
Ländern auf der 87. UMK besprochen (Wenn möglich, bitte Tagesord-
nung beifügen)?

Die 87. UMK findet erst vom 30. November bis 2. Dezember 2016 statt. Die Themen,
die von den Umweltministern von Bund und Ländern auf der 86. UMK besprochen
wurden, sind in der beigefugten Tagesordnung des Ergebnisprotokolls (Anlage) als
A-Punkte gekennzeichnet.

Frage 2: Auf Initiative welcher Bundesländer sprach sich die UMK zu den
einzelnen Tagesord nungspunkten aus?

Die lnitiative zur Anmeldung der Themen erfolgte durch die in der Anlage in der Tages-
ordnung bei den jeweiligen Tagesordnungspunkten aufgeführten Berichterstatter (BE).

Frage 3: Welche konkreten inhaltlichen Fragen wurden hinsichtlich dieser Auf-
forderung/Anträge in der UMK diskutiert und wie begründete die
Staatsregieru n g i hr jewei li ges Stimm- u nd Verhand I u ngsverhalten (so-
fern vorhanden, bitte eine schriftliche Ausfertigung der Stellungnahme
oder eine sinngemäße Zusammenfassung der maßgeblichen lnhalte
beiftigen)?

Da kein Wortprotokoll erstellt wird, ist eine Wiedergabe der inhaltlichen Diskussion zu
den einzelnen Tagesordnungspunkten nicht möglich. Die maßgeblichen lnhalte der
Diskussionen und Beschlussfassungen zu den einzelnen Tageordnungspunkten
kön nen dem beigefügten Ergebn isprotokoll entnom men werden (An lage).

Für die Beschlussfassung ist laut Geschäftsordnung der UMK in der Regel Einstimmig-
keit erforderlich. Daher hat der Freistaat Sachsen allen Beschlüssen zugestimmt.

Wenn ein Mitglied der UMK zu einem Beschluss ganz oder teilweise eine andere
Meinung vertritt, jedoch eine Beschlussfassung nicht verhindern will, kann eine Erklä-
rungen zu Protokoll geben werden. Die Protokollerklärung wird lnhalt des Beschlusses.
Der Freistaat Sachsen hat bei der 86. UMK keine Protokollerklärung abgegeben.
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Frage 4: ln welchen Punkten stimmt die Aufforderung der UMK an die Bundes-
regierung mit den Zielsetzungen und dem Regierungsprogramm der
Sächsischen Staatsregierung überein?

Die mit Beschluss gefassten Aufforderungen der 86. UMK an die Bundesregierung
stimmen mit den Zielsetzungen und dem Regierungsprogramm der Sächsischen
Staatsregierung überein, sofern es einen direkten Bezug zu Zielsetzungen der Staats-
regierung oder zum Regierungsprogramm gibt.

Frage 5: Welche gemeinsamen Treffen der Umweltminister, Staatssekretäre
oder untergeordneten Gremien gibt es in der Zukunft (bitte auch die
bisher nicht auf der Internetseite des UMK angezeigten Termine
nennen)?

Die 87. UMK mit vorgeschalteter Amtschefkonferenz findet vom 30. November bis
2. Dezember 2016 statt. Weitere Termine der UMK sind für den 3. bis 5. Mai 2017,
15. bis 17. November 2017, 6. bis L Juni 2018 und 7. bis 9. November 2018 geplant.

Freistaat

SACHSEN

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Chemikaliensicherheit (BLAC) tagt
20.121. September 2016,22.123. Mär22017 und 20.121. September 2017.

am

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Klima, Energie, Mobilität - Nachhaltigkeit (BLAG
KliNa) tagt am 29.130. September 2016 und 9./10. Màrz 2017 .

Die Bund/Lånder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) tagt am 7. September
2016.

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Gentechnik (LAG) tagt am 9.110. November
2016.

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) tagt am 14. September 2016,
28.129. Mäz 2017 , 20. September 2017 , 17 .l19.Aprll 2018 und 19. September 2018.

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für lmmissionsschutz (LAl) tagt am 27.128
September 2016.

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung
(LANA) tagt am 13. September 2016.
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Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) tagt am 8./9. September 2016,
16.117. Mär22017, 14.115. September 2017 und 14.115. Mä22018.

Mit freundlichen Grüßen

Thomas

Anlage: 1

ItBÄëilsnr
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Andreas Geisel
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86. Umweltmi nisterkonferenz
17. Juni 2016

in Berlin

Taqesordnung
TOP 1 Genehmigung der Tagesordnung

BE: Berlin / UMK-Vorsitz

UMK-Anqeleqenheiten
TOP 2 Bericht über Umlaufbeschlüsse und

Telefonkonferenzen
BE: Berlin / UMK-Vorsitz

TOP 3 Vorbereitung des Kamingesprächs zur 86. UMK
BE: Berlin / UMK-Vorsitz

lnternationale The n und EU-Themen
TOP 4 Mündlicher Bericht des BMUB über wichtige

europäische Umweltthemen

Umweltpolitik. Nachhaltiqe Entwicklunq
TOP 7 Soziale Aspekte der Umweltpolitik

BE: Saarland

BE: Bund
Vorgang:
TOP 8 82.UMK
TOP 13 34.ACK

TOP 5 Freihandelsabkommen TTIP und CETA A-PUNKT
BE: Hessen / BW I HB I HH / Nl / NW/ RP/ST/SH /
TH
Vorgang:
TOP 7 83.UMK
TOP 8 82.UMK

TOP 6 Erhalt der EU-Naturschutzrichtlinien
BE: Hessen / BW / Nl / TH
Vorgang:
TOP 8 83.UMK

BLOCK

ABSCHLIESSEND

ABSCHLIESSEND

ABSCHLIESSEND

A-PUNKT
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Enerqie (inkl. Erneuerbare Enerqienl. Klima. Nachhaltiskeit.
Verkehr
TOP 9 Klimaabkommen von Paris / Klimaschutzplan A-PUNKT

2050 des Bundes
BE: Bund

TOP I Entwicklung und Zukunftsperspektiven des
Blauen Engels
BE: Bund
Vorgang:
TOP 54 85.UMK

TOP 10 Klimaschutz im Gebäudebereich
Novellierung des Energieeinsparrechts durch
Zusammenführung von EnEG/EnEV und
EEWärmeG
BE: Hamburg / BW / Nl/ SH

TOP 13 Stärkung des Carsharings
BE: Bund

TOP l4 Elektromob¡l¡tät
BE: Bund
Vorgang:
TOP 19 85,UMK

TOP 15 Kennzeichnung von Pkw im Rahmen der
Evaluierung der Pkw-
E n e rg i eve rb ra u c h s ke n nze i c h n u n g sve ro rd n u n g
(Pkw-EnVKV)
BE: Bund
Vorgang:
TOP 2185.UMK

Eingeleitetes UMLAUFVERFAHREN 1612016 -
FristablauÍ 1 4.06.201 6

BLOCK

A-PUNKT

BLOCK

BLOCK

Wurde im
Umlaufverfahren
beschlossen

TOP 11 Energiewende in der Wärmeversorgung
BE: Schleswig-Holstein / BW

A-PUNKT

TOP 12 Dekarbonisierung Beratung i.V. m. TOP I
BE: Baden-Württemberg / HB I HH I HE / Nl / NW / RP /
ST/SH/TH
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Naturschutz und nachhaltiqe Naturnutzunq,
Landschaftspfleqe. Umweltschutz und Landwirtschaft
TOP 16 Gemeinsame Agrarpolitik

BE: Bund

TOP 17 Novellierung der Düngeverordnung
BE: Saarland

TOP 18 Glyphosat
BE: Nordrhein-Westfalen i BW IHH lNl/ RP / SH / TH

TOP 19 Maßnahmen zum Schutz der Bienen
BE: Bremen / HE / NI / SH

TOP 20 lllegale Vogeljagd in der EU
BE: Bayern

TOP 21 Alleenschutz sichern - RPS 2009 anpassen
BE: Mecklenburg-Vorpommern

Gewässer- und Hochwasserschutz
TOP 22 Mikroverunreinigungen in Gewässern

BE: Baden-Württemberg / LAWA
Vorgang:
TOP 30 85.UMK

ZURÜCKGEZOGEN

BLOCK

A-PUNKT

A.PUNKT

BLOCK

BLOCK

BLOCK

ZURÜCKGEZOGENTOP 23 Abgabe auf Plastikbeutel für Meeres- und
Gewässerschutz verwenden

BE: Niedersachsen ¡ Rp

lmmissionsschutz. Umwelt und Gesundheit
TOP 24 Automobile Abgasemissionen minimieren, BLOCK

Luft rei n haltepol iti k konseq uent weiterentwickel n,
Verantwortung für den Gesundheitsschutz ernst
nehmen
BE: Nordrhein-Westfalen / BW IHB IHH / HE / Nl / RP /
ST/SH/TH
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TOP 25 Maßnahmen zur Einhaltung der NO2-
lmmissionsgrenzwerte
BE: Berlin I ml
Vorgang:
TOP 33 85.UMK (= TOP 33134135137 85.UMK)

BLOCK

TOP 26 84.UMK

TOP 26 Gesamtlärmbetrachtung von Straße und Schiene BLOCK
BE: Baden-Württemberg / HE / NW / RP / ST
Vorgang:
TOP 20121122 84. UMK
TOP 23t24 83. UMK

TOP 27 Berechnungsgrundlagen für eine Anlastung der BLOCK
Kosten der Lärmbelastung
BE: Saarland
Vorgang:
TOP 24 84.UMK

TOP 28 Eine umwelt-, flächen- und klimaschutzorientierte A-PUNKT
Fortentwicklung des Entwurfes des
Bundesverkeh rswegeplans ist erforderl ich
BE: Nordrhein-Westfalen / HB IHH lNl / RP / TH

TOP 29 Novelle der 42. BlmschV
BE: Bremen / Nw

BLOCK

Bodenschutz / Abfallwirtschaft / Ghemikaliensicherheit
TOP 30 Bericht über den aktuellen Stand zur Erarbeitung BLOCK

e i nes Wertstoffgesetzes
BE: Berlin
Vorgang:
TOP 31 84.UMK

TOP 31 Anpassung der EU-Batterierichtlinie an neuartige, BLOCK
schadstofffreie Batteriesysteme
BE: Thüringen

TOP
32t33

Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung zur BLOCK
Errichtung einer gemeinsamen Servicestelle für
die Stoffliche Marktüberwachung und Sitz der
zentralen Stelle
BE: Brandenburg / BLACiLAGA/ Baden-Württemberg / LAGA
Vorgang:
TOP 47 85.UMK
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TOP 34 Einwegkaffeebecher - Verringerung des
Aufkommens durch Aufklärung und freiwillige
Maßnahmen
BE: Bayern / HE

TOP 35 Alternativen in der Klärschlammnutzung
BE: Niedersachsen / RP / ST

Atom- und Strahlenschutzthemen
TOP 36 Risiken grenznaher ausländischer

Atomkraftwerke
BE: Nordrhein-Westfalen / BW / Nl/ RP / TH

Ressourceneffizienz
TOP 37 Bedeutung der Ressourceneffizienz für den

Umweltbereich
BE: Baden-Württemberg / LAGRE
Vorgang:
foP 27 84.UMK
TOP 51 85.UMK

TOP 38 Vermeidung von Lebensmittelabfällen
BE: Bayern

Fach ü berqreifende Umweltfraqen und -i nformationen.
Gentechnik
TOP 39 Gentechnik: Umsetzung der Opt-Out-Richtlinie

BE: Saarland

Verfristet anqemeldete Taoesordnunosounkte

Top 40 Hochwasser durch Starkregenereignisse
(Sturzfluten) im Mai/ Juni 2016
BE: Baden-Württemberg, Bayern, RP; NW

Sonstiges
Top 41 Sonstiges

BE: Berlin / UMK-Vorsitz

BLOCK

BLOCK

A-PUNKT

BLOCK

BLOCK

BLOCK

A-PUNKT

ABSCHLIESSEND
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TOP 1: Genehmigung der Tagesordnung

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz genehmigt die Tagesordnung in der vorliegenden

Fassung.

Die Tagesordnungspunkte 32 und 33 werden gemeinsam behandelt.

Der verfristet angemeldete Tagesordnungspunkt 40 wird zur Beratung zugelassen

Die Tagesordnungspunkte 16 und 23 wurden zurückgezogen

Blockpunkte sind: 6, 8, 1 3, 14, 17 , 20, 21,22, 24, 25, 26, 27,29, 30, 31 ,32133, 34,

35,37,38, 39.

A-PUNKTE sind: 5, 7, 9 (in Verbindung mit 12), 10,11,18, 19,28,36, 40

Die Amtschefkonferenzhat endgültig beschlossen über die Tagesordnungspunkte:

2,3, 4,41.

Der Tagesordnungspunkt 15 ist im Umlaufverfahren 1612016 erfolgreich

abgeschlossen worden.
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TOP 2: Bericht über Umlaufbeschlüsse und

Telefonkonferenzen

Beschluss:

Wurde abschließend in der 57. Amtschefkonferenz behandelt.
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TOP 3: Vorbereitung des Kamingesprächs zur 86. UMK

Beschluss:

Wurde abschließend in der 57. Amtschefkonferenz behandelt.
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TOP 4: Mündlicher Bericht des BMUB über wichtige

europäische Umweltthemen

Beschluss:

Wurde abschließend in der 57. Amtschefkonferenz behandelt
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TOP 5: Freihandelsabkommen TTIP und CETA

Beschluss:

1. Die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder nehmen den

Bericht des Bundes über den aktuellen Stand der laufenden Verhandlungen

eines transatlantischen Freihandels- und lnvestitionsabkommens (TTIP)

zwischen der EU und den USA im Hinblick auf die umweltpolitischen Belange

zur Kenntnis.

2. Die Umweltministerkonferenz fordert, dass bei den Verhandlungen mit den

USA zu TTIP keine europäischen Umweltstandards zugunsten wirtschaftlicher

Vorteile reduziert werden.

3. Die Umweltministerkonferenz venryeist auf ihre Beschlüsse der 82. und 83.

UMK und bekräftigt hierbei insbesondere ihre Forderung, in den

Verhandlungen zu TTlP europäische Standards und das geltende

Vorsorgeprinzip im Umweltbereich nicht in Frage zu stellen. Die

Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder erinnern an ihre

Bitte, dass sich die Bundesregierung auch weiterhin dafür einsetzt, dass

lnvestitionsschutzregelungen nicht in das Abkommen aufgenommen werden.

Kernanliegen der Umweltministerkonferenz an den lnvestitionsschutz ist es,

dass er das Recht der EU und der Mitgliedsstaaten zur Gesetzgebung und

zum Erlass von Regelungen im öffentlichen lnteresse in keiner Weise

beeinträchtigen darf. Handlungsspielräume der Europäischen Union sowie der

nationalen und regionalen Parlamente und Regierungen der Mitgliedsstaaten

müssen gesichert und auf diesem Wege auch die demokratischen

Einflussmöglichkeiten ihrer Bürgerinnen und Búrger darauf gewahrt werden.

Die regulatorische Umsetzung von politischen Zielen auf kommunaler,

nationaler, europäischer sowie auf Landesebene ist Kernbestand

demokratischer Willensbildung. Dem darf eine regulatorische Kohärenz nicht

entgegenstehen. Dies muss uneingeschränkt auch für diejenigen Abkommen
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gelten, die aktuell bereits im Verhandlungs- oder Ratifizierungsprozess

stehen.

4. Die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder erinnern an

ihren Beschluss der 83. UMK, wonach die EU keinem Abkommen zustimmen

soll, das den Druck zur Privatisierung öffentlicher Daseinsvorsorgeleistungen

(insbesondere Abfall, Wasser, umweltbezogene Energie- und

Verkeh rsd ienstleistu n gen) verstärkt.

Die EU ist durch EU-Recht (Art. 14 AEUV) verpflichtet, die Daseinsvorsorge

besonders zu schützen. Das kommunale System der öffentlichen

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung muss als Garant für die

Versorgungssicherheit der Bürger und insbesondere die kommunale

Entscheidungshoheit fúr die Wasserdienstleistungen der Daseinsvorsorge

gewahrt werden.

Deshalb ist sicherzustellen, dass eine erneute Kommunalisierung einmal

privatisierter Bereiche der Daseinsvorsorge auch künftig möglich ist. ln CETA

hat die EU ihren Vorbehalt zu den Strom- und Gasübertragungssystemen nur

auf die Übertragungsnetze und Hochspannungsleitungen, nicht aber die

örtlichen Verteilernetze bezogen. Die Umweltministerinnen, -minister und

-senatoren der Länder sprechen sich daher dafür aus, bei den weiteren

Verhandlungen entweder einen EU-Vorbehalt auch auf die örtlichen

Energienetze zu en¡reitern oder einen entsprechenden Ländervorbehalt für

Deutschland eintragen zu lassen.

5. Die Umweltministerkonferenz hält es für dringend erforderlich, dass die

Entscheidung der EU und ihrer Mitgliedsstaaten, bestimmte Produkte nicht

zuzulassen oder deren lmport zu verbieten, nicht durch das

Freihandelsabkommen konterkariert werden dürfen. Die

Entscheidungskompetenz der EU muss dabei erhalten bleiben.

6. Die Umweltministerkonferenz bittet die Bundesregierung, sich dafür

einzusetzen, dass die Freihandelsabkommen TTIP und CETA als gemischte

Abkommen eingestuft werden und somit auch eine Befassung des Bundesrats

erfolgt.
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TOP 6: Erhalt der EU-Naturschutzrichtlinien

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz begrüßt die Ergebnisse der im Rahmen der

Fitness-Check Konferenz am 20. November 2015 vorgestellten

Evaluationsstudie zur Unterstützung des Fitness Checks der Vogelschutz- und

Habitat-Richtlinie, die zu einer positiven Gesamtbeurteilung der

Naturschutzrichtlinien nach den Kriterien von Wirksamkeit, Effizienz,

Relevanz, Kohärenz und EU-Mehrwert kommen.

Sie sieht damit ihren Beschluss aus der 83. UMK, TOP 8, bestätigt und

bekräftigt ihre Forderung, die fachlichen und rechtlichen Standards der EU-

Naturschutzrichtlinien beizubehalten. Eine mögliche Zusammenlegung der

Vogelschutz- und FFH-Richtlinie wird abgelehnt. Die Umweltministerkonferenz

begrüßt in diesem Zusammenhang die lnitiative der Umweltminister von

Deutschland, Kroatien, Frankreich, ltalien, Luxemburg, Polen, Rumänien,

Slowenien und Spanien, die sich in einem gemeinsamen Schreiben an EU-

Kommissar Karmenu Vella gewandt und sich für die unveränderte

Beibehaltung der Richtlinien ausgesprochen haben, insbesondere unter

Hinweis auf ihren Wert zur Erreichung der Biodiversitätsziele 2020.

2. Die Umweltministerkonferenz bedauert, dass die für Ende Juni 2016

vorgesehene Vorlage des Berichts zu den Ergebnissen des Fitness-Checks

kurfristig abgesagt wurden. Sie fordert die EU-Kommission auf, den Prozess

unverzüglich zum Abschluss zu bringen.

3. Die Umweltministerkonferenz sieht auch ihren Appell zur Herstellung einer

besseren Kohärenz mit anderen Politikfeldern durch die Ergebnisse der

Evaluationsstudie bestätigt. Die Studie kommt zu dem Schluss, dass zur

vollständigen Problemlösung, die Ziele der Naturschutzrichtlinien auch in

andere relevante Politikbereiche und andere relevante Sektoren integriert

werden mússen.
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4. Die Umweltministerkonferenz spricht sich für eine verstärkte Ausrichtung von

EU-Programmen und deren Finanzierungsmöglichkeiten fur Maßnahmen zum

Schutz und Erhalt der Biodiversítät aus. Auch im Rahmen der Gemeinsamen

Agrarpolitik können die bestehenden lnstrumente verstärkt für die Ziele des

Europäischen Naturschutzes genutzt und somit Synergieeffekte geschaffen

werden.

5. Die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder bitten die

Bundesregierung, sich weiterhin und mit Nachdruck für den unveränderten

Erhalt der Naturschutzrichtl i nien ei nzusetzen.
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TOP 7: Soziale Aspekte der Umweltpolitik

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz sieht mit Sorge, dass der soziale Status

darüber mitbestimmt, ob und in welchem Umfang Kinder, Jugendliche und

Erwachsene durch schädliche Umwelteinwirkungen belastet oder von

positiven Umwelteinflüssen ausgeschlossen sind.

2. Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass es Ziel einer sozial gerechten

und verantwortlichen Umweltpolitik sein muss, überproportionale

Umweltbelastungen in Abhängigkeit vom sozialen Status zu minimieren.

Das ,,Schutzgut" Mensch und der im Grundgesetz verankerte Grundsatz der

Chancengleichheit im Sinne der Gewährung gleichwertiger

Lebensverhältnisse müssen als Leitgedanken allen wesentlichen

Entscheidungen in der Umweltpolitik immanent sein.

3. Die Umweltministerkonferenz ist der Auffassung, dass Umweltgerechtigkeit

unter dem Dach eines optimierten strategischen Gesamtkonzeptes

zielführend umgesetzt werden sollte. Ergänzend dazu sind eigene

Landesprojekte zur Beförderung der Umsetzung auf lokaler Ebene wichtig.

4. Die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder begrüßen,

dass das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und

Reaktorsicherheit sich dieses Themas annimmt. Sie bitten daher den Bund,

aufsetzend auf dem von ihm bereits eingeführten Dialog als Koordinator die

positiven Ansätze, Forschungen und laufenden Projekte im Bereich der

Umweltgerechtigkeit zu bündeln und zu diesem Zweck bis zur 87. UMK ein

ressortübergreifendes Gremium einzuberufen, das unter Beteiligung der

Länder sowie aller relevanten Akteure, wie Umwelt- und Sozialverbänden,

Leitlinien zur konkreten Umsetzung von mehr Umweltgerechtigkeit

erarbeiten soll. Hierbei sollen die positiven Ansätze der Länder und der
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sonstigen Akteure besondere Berücksichtigung finden. Ausgangspunkt

muss auch unter Beachtung des Beitrags der Energiewende zut

Umweltgerechtigkeit eine sorgfältige Problemanalyse auf der Grundlage

fundierter Daten über die soziale Verteilung von Umweltbelastungen und

deren gesundheitlichen Auswirkungen sein. Die Energiewende wirkt hier

dem Klimawandel und damit einer entscheidenden Herausforderung im

Bereich Umweltgerechtigkeit entgegen, beispielsweise indem das Risiko für

klimabedingte Katastrophen verringert und Fluchtursachen bekämpft

werden.

5. Die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder bitten den

Bund, bei der 87. UMK über die aktuelle Sach- und Forschungslage sowie

über eigene Aktivitäten zu berichten. Die Länder werden selbst einen

Bericht über eigene Schritte zut lmplementierung von mehr

U mweltgerechtigkeit vorlegen.

6. Die Umweltministerkonferenz hält es für erforderlich zu prüfen, wie

gesundheitliche und sozioökologische Parameter nachhaltig in die

Verkehrsinfrastrukturplanung, die Bauleitplanung, die städtebaurechtliche

Planung sowie die Städtebauförderung verbindlich eingebunden werden

können.

7. Die Umweltministerkonferenz bittet das Vorsitzland, diesen Beschluss der

Gesundheitsministerkonferenz, der Verkehrsministerkonferenz, der

Bauministerkonferenz und der Arbeits- und Sozialministerkonferenz

zukommen zu lassen.
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TOP 8: Entwicklung und Zukunftsperspektiven des Blauen

Engels

Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundes zur Kenntnis

Angesichts der Problematik der verkehrsbedingten Luftschadstoffbelastung bittet

die Umweltministerkonferenz die Jury Umweltzeichen zu prüfen, ob die

bestehenden Umweltzeichen für Car-Sharing (RAL UZ 100 und RAL UZ 100b) um

ein weiteres Zeichen (RAL UZ 100c) ergänzt werden können, das in bislang an

den COz-Werten des Dieselantriebs orientierten Flottenanforderungen Anreize

schafft, ein Einpflegen andererAntriebe in die Flotten vorzunehmen.
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TOP 9: Klimaabkommen von Paris / Klimaschutzplan 2050 des Bundes

Beschluss:

1. Die Umweltministerkonferenz begrüßt, dass bei der 21. Konferenz der

Vertragsparteien des Klimarahmen-Übereinkommens in Paris der Text eines

neuen Übereinkommens zum Klimaschutz angenommen wurde. Mit dem

Übereinkommen von Paris ist der Staatengemeinschaft ein historischer Schritt

zur Stärkung von Klimaschutz und nachhaltiger Entwicklung gelungen.

2. Die Umweltministerkonferenz hält fest, dass das Pariser Übereinkommen ein

wichtiger Meilenstein in der internationalen Klimapolitik ist:

. Das Übereinkommen enthält erstmals in einem verbindlichen

völkerrechtlichen Vertrag das Ziel, die globale Erwärmung deutlich unter

2"C gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu halten und sogar

Anstrengungen fúr eine Begrenzung auf 1,SoC zu unternehmen. Das

Übereinkommen formuliert überdies das ehrgeizige Ziel, in der zweiten

H älfte des Jah rh u nderts Trei bhausgasneutralität zu erreichen.

. Neben der Reduzierung von Treibhausgasemissionen steht auch die

Anpassung an den Klimawandel im Mittelpunkt des Übereinkommens. Auch

wird die Konsistenz der Finanzmittelflüsse mit diesen Klimazielen als

explizites und übergeordnetes Ziel des Übereinkommens definiert. Zugleich

sichert das Übereinkommen finanzielle Unterstützung für die

Entwicklungsländer, Technologieentwicklung und -transfer sowie

Kapazitätsaufbau zu und verstärkt die Transparenz über

Kl i masch utzma ßnah men u nd gewä h rte U nterstützu n g.

3. Die Umweltministerkonferenz begrüßt, dass am 22. April 2016 bereits 175

Staaten in New York das Übereinkommen von Paris unterzeichnet haben -
darunter auch die EU und ihre Mitgliedsstaaten - und dass das nationale

Gesetzgebungsverfahren zur Ratifizierung des Übereinkommens zügig

eingeleitet wird.
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4. Die Umweltministerkonferenz sieht die Umsetzung des Übereinkommens als

die zentrale Herausforderung für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft.

5. Die Umweltministerkonferenz sieht in der weiteren Umsetzung Deutschland

und die Europäische Union in der Verantwortung, ihrer Rolle als Vorreiter im

Klimaschutz weiterhin gerecht zu werden. Die Bundesregierung wird deshalb

gebeten, sich dafür einzusetzen, dass die EU-Klima- und Energieziele für 2030

vor dem Hintergrund der Pariser Ergebnisse zeitnah überprüft werden, um die

notwendige Dynamik für die vereinbarten Ziele rechtzeitig aufzubauen.

6. Die Umweltministerkonferenz unterstützt die Absicht der Bundesregierung,

einen nationalen Klimaschutzplan zu entwickeln, der die Zwischenziele für die

Zeit nach 2020 zum Erreichen des langfristigen Klimaschutzziels der Reduktion

der THG-Emissionen um 80 bis 95 Prozent bis zum Jahr 2050 verankert, die

konkreten nächsten Reduktionsschritte im Lichte der europäischen Ziele und

der Ergebnisse des Pariser Klimaschutzkonferenz beschreibt und diese in

einem breiten Dialog mit Maßnahmen unterlegt. Die Umweltministerinnen,

-minister und -senatoren der Länder bitten den Bund, auf der Basis der

verschiedenen Vorschläge für einen geordneten Kohleausstieg im Austausch

und in Abstimmung mit den Ländern einen Weg zum Ausstieg aus der

Kohlenutzung zu entwerfen, der die Fragen Struktun¡randel,

Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit einbezieht. Die

Umweltministerkonferenz stellt fest, dass in Vorbereitung der Erarbeitung des

nationalen Klimaschutzplans 2050 ein breiter Dialog- und Beteiligungsprozess

von Juni 2015 bis März 2016 stattgefunden hat und Länder, Kommunen,

Wirtschafts- und zivilgesellschaftliche Verbände sowie Bürgerinnen und Bürger

eingebunden wurden.

7. Die Umweltministerkonferenz begrüßt, dass die Bundesregierung mit dem

Klimaschutzplan 2050 den Weg zum Erreichen der mittel- und langfristigen

nationalen Klimaschutzziele skizzieren will. Sie ist überzeugt, dass nur ein

Bundel an geeigneten Maßnahmen diese Zielerreichung sicherstellen kann.

Die Umweltministerkonferenz unterstützt, dass die Bundesregierung den

Klimaschutzplan als ,,lernenden Prozess" anlegt, der vergleichbar den
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Vereinbarungen im Pariser Abkommen regelmäßig überprüft und so angepasst

wird, dass die Klimaschutzziele sicher erreicht werden.

8. Die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder bitten den

Bund, das Verfahren zur Erstellung bzw. Fortschreibung des Klimaschutzplans

sowie dessen Planungsgegenstände konkret festzulegen, damit die Länder

ihre Klimaschutzplanungen in vorhersehbarer Weise darauf abstimmen

können. Die Umweltministerkonferenz bittet deshalb die BLAG KliNa,

gemeinsam mit dem Bund einen Vorschlag für das Verfahren zur Abstimmung

der Klimaschutzplanungen auf Bundes- und Landesebene zu erarbeiten.

9. Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass strategisch ausgerichteter

Klimaschutz, der auf lnnovation und Modernisierung sowie Effizienz setzt und

damit den ohnehin stattfindenden Wandel gestaltet, ein entscheidender Antrieb

für Lebensqualität und ein Motor fiir Wohlstand und Beschäftigung ist. Sie ist

überzeugt, dass die Kosten, Belastungen und wirtschaftlichen Risiken dieser

Transformation umso höher werden, je länger diese verzögert wird. Sie ist

überzeugt, dass ein frühzeitiger Struktunryandel die Wettbewerbsfähigkeit

Deutschlands in einer Weltwirtschaft erhöht, die sich in diesem Jahrhundert auf

Treibhausgasneutralität ausrichtet.

10. Die Umweltministerkonferenz verweist auf ihren Beschluss zur

Länderbeteiligung vom November 2015 und nimmt zur Kenntnis, dass parallel

zur Einleitung der Ressortabstimmung innerhalb der Bundesregierung die

Umweltressorts der Länder um Stellungnahme zum Entwurf des

Klimaschutzplans 2050 gebeten werden.

11. Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass das Europäische

Emissionshandelssystem (ETS) das zentrale Element der europäischen

Klimapolitik darstellt. Bei den weiteren Verhandlungen zur Verabschiedung

einer geänderten Emissionshandelsrichtlinie ist den Ergebnissen der Klima-

Konferenz in Paris Rechnung zu tragen. Die Umweltministerkonferenz bittet die

Bundesregierung sich bei den Verhandlungen zur Ausgestaltung flexibler

Marktmechanismen (Umsetzung von Artikel 6 des Pariser Vertrages)
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insbesondere für eine hohe klimapolitische lntegrität der geförderten Projekte

einzusetzen. Die Umweltministerkonferenz bittet die Bundesregierung ferner,

sich in den internationalen Verhandlungen für eine Verknüpfung des

Europäischen Emissionshandels mit anderen Emissionshandelssystemen in

der Welt einzusetzen.

Protokollerkläru nq der Länder Baden-Wü rttem berq, Bremen, Ham bu rq,

Hessen. N iedersachsen. Nordrhei n-Westfalen. Rhei nland-Pfalz. Sachsen-

Anhalt. Schleswiq-Holstein. Thürinqen:

Die Länder Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen,

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein,

Thüringen bitten díe Bundesregierung, sich bei den laufenden Verhandlungen für

die Erhöhung des Reduktionsfaktors in Art. 9 der Emissionshandelsrichtlinie

einzusetzen.
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TOP 10: Klimaschutz im Gebäudebereich

Novellierung des Energieeinsparrechts durch

Zusammenführung von EnEG/EnEV und EEWärmeG

Beschluss:

1. Der Gebäudesektor ist für knapp ein Drittel der deutschen CO2-Emissionen

und ca. 40 Prozent des Energieverbrauchs verantwortlich. Die

Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder enruarten daher von

einer Novelle des Energieeinsparrechtes, dass sie sich konsequent an den

Klimaschulzzielen orientiert, die sich Deutschland auf der UN-Klimakonferenz

2015 in Paris, mit dem Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE) sowie

der Energieeffizienzstrategie Gebäude (ESG) vom Dezember 2015 gegeben

hat.

2. Die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder bekräftigen

ihren Beschluss aus der 85. Umweltministerkonferenz, dass die mit der

Novellierung des Energieeinsparrechts angestrebte Optimierung eine hohe

Klimaschutzwirkung mit wirtschaftlich vertretbaren Bau- und

Bewirtschaftungskosten vereinbaren muss. ln diesem Rahmen halten sie es

für unabdingbar, dass eine Zusammenführung des

Energieeinsparungsgesetzes (EnEG), der Energieeinsparverordnung (EnEV)

und des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes (EEWärmeG) dem

Zielquadrat aus Klimaschutz, Bau- und Betriebskosten der Vereinfachung in

der Anwendung und im Vollzug, sowie der Erhöhung der Transparenz und der

Akzeptanz Rechnung tragen muss. Zielkonflikte müssen benannt und gelöst

werden.

3. Die Umweltministerkonferenz hält dabei eine Betrachtung, die ausschließlich

lnvestitionskosten ohne ausreichende Berücksichtigung der Betriebskosten in

den Mittelpunkt stellt, für nicht ausreichend. Wichtige weitere Faktoren sind
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insbesondere die Energieeffizienz, die Reduzierung von COz-Emissionen und

der Primärenergieverbrauch.

4. Die Umweltministerkonferenz hält es darüber hinaus mittelfristig für

sachgerecht, die bei der Herstellung von Baumaterialien und Bauteilen

verbrauchte Energíe (sogenannte,,graue Energie") und deren COz-Emissionen

künftig stärker zu berücksichtigen.

5. Eine Zusammenführung der energiesparrechtlichen Regelungen muss mehr

sein als die Bündelung bestehender Regelungen. Aus diesem Grund sehen

die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder noch weiteren

Beratun gsbeda rf fü r eine g ru nd legende Reform.

6. Die Umweltministerinnen, -minister und -senatoren der Länder bitten den

Bund, zeitnah zu einer Bund-Länder-Besprechung zum Thema ,,Klimaschutz

im Gebäudebereich" einzuladen mit dem Ziel, Erwartungen und Forderungen

an die Neuregelung aus Sicht der Umweltministerkonferenzzu formulieren.


